
1Publiziert auf Free21 am 20.11.2024, 6:00 Uhr

Innenpolitik

Was scheitern musste, ist gescheitert und wird solange scheitern und im Wachkoma liegen, bis die 
Bundesrepublik zum souveränen Staat wird. – Analyse zu Grundsätzlichem.

Deutschland – Staat ohne 
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Einleitung

Betrachtet man die gegenwärtige Situ-
ation mit kühlem Auge, kann man sich 
nur wundern, wie ein Land, das bis vor 
90 Jahren kulturell, wissenschaftlich und 
industriell Maßstäbe setzte, komplett den 
Kompass verlieren konnte.

Zuerst wurde es von Hitler zerstört – 
die Deutschen ließen das zu. Dann wur-
de Deutschland zu einem Vasallen – die 
Deutschen ließen das zu. Schließlich 
brachten sie es fertig, mit der inkompe-

tentesten Führung, die man sich erträu-
men konnte, das einstige Industriejuwel 
des Globus an die Wand zu fahren. Eine 
neue Regierung mit Merz als Bundes-
kanzler wird daran nichts ändern, da er 
bereits vom Hegemonen gekauft und be-
zahlt wurde.

Dieser Artikel befasst sich somit nicht 
mit dem politischen Kindergarten in Ber-
lin, der kaum in Worte zu fassen ist, son-
dern versucht, das grundsätzliche Problem 
dieses an sich großartigen Landes zu be-
schreiben und Denkanstöße zu vermitteln.
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Ein Blick zurück – die Entstehung 
der BRD„

Wir in Deutschland sind seit dem 
8. Mai 1945 zu keinem Zeitpunkt mehr voll 

souverän gewesen.“

Wolfgang Schäuble am 18. November 2011 
auf dem EBC, dem European Banking 
Congress in Frankfurt/Main. [1]

Die in ihrer Klarheit und Eindeutig-
keit viele überraschende Aussage Wolf-
gang Schäubles und ebenso der darin ar-
tikulierte Vasallenstatus Deutschlands 
wird unter anderem belegt durch die Ent-
stehungsgeschichte des hochgelobten 
Grundgesetzes. Ausgearbeitet wurde es 
durch sogenannte Parlamentarische Räte. 
Die Räte waren von den westlichen Be-
satzungsmächten ernannt und am 1. Sep-
tember 1948 im Bonner Museum König 
zusammengerufen worden. Somit waren 
die Mitglieder keineswegs demokratisch 
legitimiert. Sie wurden mit der Aufgabe 
betraut, eine vorläufige Verfassung für 
den westlichen Teil des geteilten Deutsch-
lands zu erarbeiten, das spätere Grund-
gesetz. 

Mit dem Beginn der Arbeiten – deren 
Rahmen durch die „Londoner Empfeh-
lungen“ der westlichen Besatzungsmächte 
vorgegeben wurde – begann der Prozess 
der endgültigen Abspaltung der westli-
chen Besatzungszonen und der dann fol-
genden Schaffung eines westdeutschen 
Teilstaats.

Die Schaffung des Grundgesetzes er-
folgte so auf ausdrückliche Weisung der 
westlichen Besatzungsmächte. Zusätzlich 

zu den Vorgaben der „Londoner Emp-
fehlungen“ bestellten sie die sogenann-
ten Parlamentarischen Räte wiederholt 
ein, um deren Arbeit zu kontrollieren und 
Änderungen in ihrem Sinne vorzunehmen 
– insgesamt 36 Mal.

Das Grundgesetz wurde am 8. Mai 1949 
unterzeichnet. Am 23. Mai 1949 trat es in 
Kraft für die unter Kontrolle der westli-
chen Alliierten stehenden deutschen Län-
der, die späteren Bundesländer. 

Somit ist das Deutsche Grundgesetz gar 
nicht deutsch, sondern ein Erlass, der in-
haltlich von Besatzungsmächten bestimmt 
wurde. Der Umstand, dass selbst die mit 
der Implementierung des Grundgesetzes 
beauftragten Mitglieder ebenfalls von den 
Besatzungsmächten bestimmt wurden, ist 
Zeugnis davon.

Im September des Jahres 1949 erfolg-
te dann die Konstituierung des nichtge-
wählten Parlamentarischen Rates als 
Provisorischer Bundestag der unter der 
Kontrolle der Westalliierten stehenden 
deutschen Länder im Bonner Museum 
König. Dieser setzte die unter strenger 
Aufsicht der westlichen Alliierten aus-
gearbeitete provisorische Verfassung 
als Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft.

Damit führte ein ungewähltes von den 
Besatzungsmächten eingesetztes Gre-
mium ein nicht-deutsches Grundgesetz 
ein, das zur Verfassung erhoben wurde 
und nach knapp 80 Jahren immer noch in 
Kraft ist. Wahrlich kein demokratischer 
Start eines Landes, das sich anschickte, 
souverän sein zu wollen.

Das Verhältnis Lehensherr – Vasall 
trifft das Verhältnis der westlichen Be-
satzungsmächte zur BRD sehr gut. Denn 

ein Lehen ist ein unter der Bedingung 
von Gegenleistungen verliehener Land-
besitz. 

Ein unter derartigen Bedingungen ge-
borener Staat kann seine volle Unab-
hängigkeit und Souveränität nur dann 
erreichen, wenn er die begrenzenden 
Umstände vollständig beseitigt. Das ist 
der BRD weder vor 1990 noch danach 
gelungen. Dabei enthält das Grundge-
setz mit Artikel 146 dazu eine Rege-
lung, die zumindest nach 1990 hätte so-
fort angewendet werden können. Dort 
heißt es:„

Dieses Grundgesetz, das nach 
Vollendung der Einheit und Freiheit 
Deutschlands für das gesamte deutsche 
Volk gilt, verliert seine Gültigkeit an dem 
Tage, an dem eine Verfassung in Kraft 
tritt, die von dem deutschen Volke in 
freier Entscheidung beschlossen wor-

den ist.“

Art. 146 Deutsches Grundgesetz [2]
Wenn deutsche Staatsrechtler und Ju-

risten, welche für ihre Genauigkeit und 
juristische Trennschärfe bekannt sind, 
das Parlament nicht dazu zu zwingen ver-
mochten, diesen Artikel in die Tat umzu-
setzen, lässt das tief blicken.

Bemühen um Eigenständigkeit 
bis 1990

Man muss der politischen Klasse der 
alten BRD, also jener vor 1990, zugu-
tehalten, dass sie Persönlichkeiten her-
vorbrachte, die sich immer wieder den 
Einflussversuchen ihrer angelsächsi-
schen Lehensherren widersetzten, und 
das durchaus mit Erfolg. Genannt seien 
hier Willy Brandt, Helmut Schmidt und 
auch Helmut Kohl.

Helmut Schmidt, Bundeskanzler 1974-
1982, vermochte sich gegen den ame-
rikanischen Präsidenten Jimmy Carter 
noch zu behaupten. Wortgewaltig und 
selbstsicher nannte er Präsident Carter 
im Zusammenhang mit dem Bau einer 
Gaspipeline nach Russland, die ameri-
kanischen Interessen widersprach, einen 
„Erdnussfarmer“ und verbat sich ame-
rikanische Einflussnahme – mit Erfolg.

(Bild: Olaf Kosinsky / 
Wikimedia Commons / 
CC BY-SA 3.0)
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Schwächung bis zur Anbiederung 
ab 1990

Nach 1990 waren diesbezügliche politi-
sche und vor allem menschliche Qualitä-
ten nur noch sporadisch zu finden und in 
widersprüchlicher Form. Zu beobachten 
war und ist, dass die Unterordnung der 
Kanzler und somit der politischen Füh-
rung Deutschlands unter fremde Interes-
sen seither sukzessive zunahm. Bereits 
mit dem Amtsantritt von Angela Merkel 
wurde die widerspruchslose Unterord-
nung Deutschlands unter amerikanische 
und andere fremde Interessen praktisch 
zur Staatsraison erhoben. Atom- und 
Kohleausstieg, grüne Agenda, Migrati-

on, Gender- und LGBTQ-Fragen, Russ-
land-Sanktionen, Ukraine-Krieg, Nahost-
Konflikt – alle diese Themen wurden von 
außen in die deutsche politische Debatte 
hereingetragen. Die Art, wie mit ihnen 
dann in Deutschland umgegangen wurde, 
spielte in erster Linie Interessengruppen 
außerhalb Deutschlands in die Hände. 
Der negative Trend gipfelt in der Person 
von Olaf Scholz. Unter seiner Ägide wur-
den auch noch die letzten deutschen In-
teressen aufgegeben.

„Schaden vom deutschen Volke ab-
zuwenden“, Teil des Amtseids nach Art. 
56 Grundgesetz, ist Olaf Scholz nicht 
nachgekommen: 45 Jahre nach Schmidt 
ließ sich dieser Noch-Bundeskanzler die 

Nordstream-Pipeline unter dem Hintern 
wegsprengen und schwieg; wir verwei-
sen auf unseren Beitrag vom 15. Februar 
2023 „Das Schweigen der Lämmer: Nord 
Stream Sprengung – Kriegsakt der USA – 
der Westen schweigt“ [3].

Das Ende der Ampel-Regierung

Am 6. November entließ der Kanzler Olaf 
Scholz seinen FDP-Finanzminister und 
verkündete damit das Ende der „Ampel-
Regierung“. 

Bei der Verkündung des seit Wochen 
und Monaten unvermeidbar im Raum 
Stehenden wirkte der Regierungschef 

Postkarte zum 25 jährigen Jubiläum des Grundgesetzes. (Bild: KarleHorn / Wikimedia Commons / CC BY-SA 3.0)
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Olaf Scholz wie fremdgesteuert, wie 
nicht von dieser Welt. Stimme, Kör-
persprache, Mimik waren der Situati-
on völlig unangemessen und keineswegs 
staatstragend. Es sprach ein Kleinbür-
ger in Angst um seine eigenen Pfründe 
und kein Kanzler in Sorge um den Staat 
und seine Bürger.

Ein der Situation nicht gewachsener 
Olaf Scholz ließ seinen persönlichen 
Animositäten gegenüber seinem Mitar-
beiter Christian Lindner in einer Weise 
freien Lauf, die in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland einmalig 
gewesen sein dürfte. Olaf Scholz zeig-
te damit aller Welt, dass er bereits auf 
Grund seiner Persönlichkeit mit der Auf-
gabe völlig überfordert und einem füh-
renden Staatsamt in keiner Weise ge-
wachsen ist.

Parallele, nicht abgestimmte Wirt-
schaftsgipfel von Kanzler und Wirt-
schaftsminister, auf denen beide ihre 
Inkompetenz in Wirtschaftsfragen of-
fenbarten, konnten die Situation zuvor 
nicht beruhigen – wie auch. Nach die-
sen Tagen des „Staunens und Wunderns“ 
kam es schließlich zu einem Showdown 
zwischen Bundeskanzler und Finanz-
minister.

Während Olaf Scholz wie in einem per-
sönlichen Furor auf seinen entlassenen 
Finanzminister losging, zeigte jener bei 
seinem darauf folgenden Statement dem 
Amt angemessene Contenance und be-
nannte für jedermann nachvollziehbare 
Gründe seines Handelns.

Der Bundeskanzler bestand unter an-
derem auf einer gigantischen Ukraine-
Hilfe. Dieser offensichtlich geplante 
Missbrauch der Schuldenbremse gedach-
te er Christian Lindner aufzubürden. 
Dieser stellte sich dagegen und betrach-
tete ein solches Vorgehen als Bruch des 
Amtseids und unterstellte dem Kanzler 
völlige Unkenntnis ökonomischer Zu-
sammenhänge.

Der improvisierte Auftritt des Wirt-
schaftsministers Habeck gab der Glaub-
würdigkeit dieses Triumvirats den Rest. 
Habecks Auftritt gab zu erkennen, dass 
die Zusammenhänge der Auseinanderset-
zung seiner Kollegen außerhalb seines in-
tellektuellen Horizonts lagen.

Fazit

Ob die politischen Ereignisse in den USA 
einen Einfluss auf das Berliner Gesche-
hen hatten, ist nicht zu sehen und auch 
nicht relevant. Die wirtschaftlichen, fi-
nanziellen und politischen Probleme der 
Bundesrepublik, in denen die Ursachen 
der Regierungskrise zu suchen sind, be-
standen unabhängig von den amerikani-
schen Wahlergebnissen. Sie konnten nur 
auf Grund der völlig inkompetenten Re-
gierungsführung derart kulminieren. Die 
künftige Verschärfung dieser Probleme 
ist absehbar.

Die Souveränität eines Staates ist kein 
Wert an sich. Sie ist die Basis für alles, 
für staatliche, nationale und somit po-
litische Unabhängigkeit, eine conditio 
sine qua non. Besteht Souveränität, so 
bringt sie souveräne, selbstbewusste Bür-
ger hervor. Souveräne Bürger wachsen 
nicht auf Bäumen, sie sind das Ergeb-
nis von souveräner Erziehung zu Hau-
se und umfassender Bildung vom Kin-
dergarten bis zur Universität. Souveräne 
Bürger schaffen gesellschaftliche Orga-
nisationen, Parteien, die ihrerseits staat-
liche Institutionen hervorbringen, in de-
nen selbstbewusste, souverän denkende 
Bürger die Interessen der Gemeinschaft 
zum Tragen bringen; Interessen der ei-
genen Gemeinschaft, nicht Interessen 
fremder Mächte.

Nur eine unabhängige, auf der vollen 
Souveränität des Staates und ausschließ-
lich an seinen eigenen nationalen Inter-
essen orientierte Politik hätte vermeiden 
können, dass die BRD in eine derart ka-
tastrophale Lage überhaupt geraten konn-
te. Man fühlt sich 200 Jahre zurückver-
setzt als Heinrich Heine in Gedanken an 
Deutschland verkündete:„

Denk ich an Deutschland in 
der Nacht, dann bin ich um den Schlaf 

gebracht.“

Heinrich Heine in „Nachtgedanken“
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